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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. Oktober 1973 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Sozialistischen Republik Rumänien über die steuerliche Behandlung 
von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr 

A. Zielsetzung 
Die im internationalen deutsch-rumänischen Straßenverkehr 

. verwendeten Fahrzeuge unterliegen jeweils sowohl im Aufent-
haltsstaat als auch im Zulassungsstaat der Kraftfahrzeugsteuer 
bzw. Straßenbenutzungsgebühr. Durch das Abkommen soll 
ebenso wie im Verhältnis zu anderen Nachbarstaaten diese 
Doppelbesteuerung beseitigt werden. 

B. Lösung 
Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegenseitig, 
bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeug-Anhängern, die im Gebiet der anderen Vertrags-
partei zugelassen sind, in ihrem Gebiet auf die Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer bzw. Straßenbenutzungsgebühr zu ver-
zichten. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kraftfahrzeugsteuer-Einnahmen der Länder werden jährlich 
um rund 900 000 DM gemindert. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/4) — 522 16 — Kr 13/74 Bonn, den 22. Oktober 1974 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. Oktober 1973 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
gierung der Sozialistischen Republik Rumänien über die steuerliche 
Behandlung von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr mit 
Begründung und  Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens und eine Denkschrift zum Abkommen 
sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 412. Sitzung am 18. Oktober 1974 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. Oktober 1973 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Sozialistischen Republik Rumänien über die steuerliche Behandlung 
von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bukarest am 31. Oktober 1973 unterzeich-
neten Abkommen zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der 
Sozialistischen Republik Rumänien über die steuer-
liche Behandlung von Straßenfahrzeugen im inter-
nationalen Verkehr wird zugestimmt. Das Abkom-
men wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Ge-
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zu-
stimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit  Artikel 106 Abs. 2 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil sich die in Arti-
kel 2 des Abkommens vorgesehene Steuerbefreiung 
auf die Kraftfahrzeugsteuer erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An-
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. - 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab-
kommen nach seinem Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Für die Länder werden durch den Ausfall von Kraft-
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
jährliche Kosten in Höhe von etwa 900 000 DM ent-
stehen. Bund und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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Abkommen 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien 
über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 

im internationalen Verkehr 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, den Straßenverkehr 
zwischen den beiden Ländern und den Durchgangsver-
kehr durch ihre Gebiete zu erleichtern, 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Begriff 
„Fahrzeug" jedes Straßenfahrzeug mit mechanischem An-
trieb sowie jeden Anhänger, der an ein solches Fahrzeug 
angekoppelt werden kann, gleichgültig, ob er mit diesem 
oder getrennt eingeführt wird. 

Artikel 2 

(1) Fahrzeuge, die im Gebiet einer Vertragspartei zu-
gelassen sind und zum vorübergehenden Aufenthalt in 
das Gebiet der anderen Vertragspartei eingeführt wer-
den, sind 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland von der 
Kraftfahrzeugsteuer 
im Gebiet der Sozialistischen Republik Rumänien von 
der Straßenbenutzungsgebühr 

befreit. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Befreiung gilt auch 
für Fahrzeuge, die im Gebiet einer Vertragspartei geführt 
werden dürfen und von der Zulassungspflicht befreit 
sind. 

Artikel 3 

(1) Die Befreiungen nach Artikel 2 werden bei Fahrzeu-
gen, die für die 'Beförderung von Gütern bestimmt sind, 
nur gewährt, wenn der einzelne Aufenthalt im Gebiet der 
anderen Vertragspartei vierzehn aufeinanderfolgende 
Tage nicht überschreitet. Bei Berechnung der Aufent-
haltsdauer sind der Einreisetag und der Ausreisetag je-
weils als voller Tag zu rechnen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
dürfen von der in Absatz 1 bestimmten Frist Ausnahmen 
zulassen, insbesondere wenn die Fahrzeuge betriebs-
unfähig werden oder für Messen, Ausstellungen oder 
andere ähnliche Veranstaltungen verwendet werden. 
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Artikel 4 

Dieses Abkommen wird auch auf Berlin (West) ausge-
dehnt, entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 
3. September 1971 in Übereinstimmung mit den festgeleg-
ten Verfahren. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien notifizieren einander, wenn 
die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für das In-
krafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. Das Abkom-
men tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den 
Monat folgt, in dem die zweite dieser Notifikationen ein-
gegangen ist. 

(2) Dieses Abkommen gilt zeitlich unbegrenzt und 
kann ein Jahr nach seinem Inkrafttreten von jeder Ver-
tragspartei jederzeit mit einer Frist von drei Monaten 
schriftlich gekündigt werden. 

GESCHEHEN zu BUKAREST am 31. Oktober 1973 in 
zwei Urschriften in deutscher und rumänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

W. Kilian 

Für die Regierung 
der Sozialistischen Republik Rumänien 

J. Bituleanu 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das vorliegende Abkommen sieht vor, daß bei vor-
übergehendem Aufenthalt von Straßenfahrzeugen 
aus dem Gebiet der einen Vertragspartei im Gebiet 
der anderen Vertragspartei von deutscher Seite auf 
die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer und von 
rumänischer Seite auf die Erhebung der Straßen-
benutzungsgebühr verzichtet wird. Dadurch soll für 
die im internationalen deutsch-rumänischen Straßen-
verkehr verwendeten deutschen und rumänischen 
Fahrzeuge die bisherige doppelte Besteuerung im 
Aufenthaltsstaat neben der Besteuerung im Heimat-
staat beseitigt werden. Daneben trägt das Abkom-
men ebenso wie die bereits bestehenden Abkommen 
mit der Schweiz, mit Luxemburg, mit den Niederlan-
den, mit Dänemark, mit Liechtenstein, mi ť  Belgien, 
mit Frankreich, mit Österreich und mit Großbritan-
nien (Reichssteuerbl. 1929 S. 207, 1930 S. 563, 1930 
S. 454, 1931 S. 562 und 1934 S. 288 sowie Bundesge-
setzbl. 1966 II S. 1508, 1970 II S. 1317, 1970 II S. 1320 
und 1973 II S. 340) sowie die Vereinbarung mit Ita-
lien (Bundesgesetzbl. 1973 II S. 337) der Notwendig-
keit Rechnung, den ständig weiter anwachsenden 
Verkehrsfluß über die Grenzen zu erleichtern. 

H.  Besonderes 

Zu Artikel 1 

In diesem Artikel wird bestimmt, daß Fahrzeuge im 
Sinne des Abkommens sowohl Straßenfahrzeuge mit 
mechanischem Antrieb als auch Anhänger sind, die 
hinter solchen Fahrzeugen mitgeführt werden 
können. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel sieht in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Befreiung  von  der Kraftfahrzeugsteuer 
vor und in der Sozialistischen Republik Rumänien 
eine Befreiung von der Straßenbenutzungsgebühr. 

Die Befreiungen erstrecken sich wechselseitig auf 
die im Gebiet der anderen Vertragspartei zugelas-
senen Fahrzeuge, denen Fahrzeuge gleichgestellt 
sind, die dort unter Befreiung von der Zulassungs-
pflicht geführt werden dürfen. Die Steuerbefreiun-
gen gelten nur für den vorübergehenden Aufenthalt 
im Gebiet der anderen Vertragspartei. Hierunter ist 
entsprechend den Artikeln 2 und 3 des Abkommens 
vom 18. Mai 1956 über die Besteuerung von Stra-
ßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im inter-
nationalen Verkehr (Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2397) 
der Zeitraum zu verstehen, in dem nach den gelten-
den Zollvorschriften die vorübergehende Verwen-
dung der Fahrzeuge im Zollgebiet der Vertrags-
partei zugelassen ist. 

Zu Artikel 3 

Durch diesen Artikel wird die Steuerbefreiung bei 
Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs auf einen jewei-
ligen Aufenthalt bis zu vierzehn aufeinanderfolgen-
den Tagen befristet. Die Befristung entspricht der 
Regelung in den anfangs bezeichneten Vereinbarun-
gen mit anderen Staaten und trägt den Verhältnis-
sen im internationalen Straßengüterverkehr ausrei-
chend Rechnung. Die Behörden der Vertragsparteien 
können in bestimmten Fällen Ausnahmen von der 
Befristung zulassen. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

In diesem Artikel ist durch Absatz 1 das Inkrafttre-
ten des Abkommens geregelt. Absatz 2 enthält Be-
stimmungen über die Geltungsdauer und über eine 
etwaige Kündigung des Abkommens. 


